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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 71 Ausgegeben Danzig, den 22. September 1923 
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Faſſung vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 392) ſowie der Schreibgebühren der Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 
— 973). — Berordnung zur Aenderung der Poſtordnung (S. 973). — Verordnung betreffend Aenderung der Fern⸗ 
prechgebühren im Verkehr mit Deutſchland (S. 973). — Verordnung betreffend Feſtſetzung der Schlüſſelzahl für den 
len 2 Fernſprechverkehr (S. 974). — Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland und 

olen) (S. 975). 


423 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend Erhöhung der Tarifjäse im Güter: und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig. Vom 12. 9. 1923. 
Artikel J. a 
Der Senat wird ermächtigt, der Erhöhung der zurzeit auf den Eiſenbahnen im Gebiet der 


Freien Stadt Danzig geltenden Tariſſätze im Güter⸗ und Tierverkehr vom 1. September 1923 an 
um 50% zuzuſtimmen. 
Artikel II. 
Dies Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündung. 
Danzig, den 12. September 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Runge. 
424 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
3 Geſetz 
zur Anderung des Stempelſteuergeſetzes und des Reichsſtempelgeſetzes. Vom 19. 9. 1923. 
Artikel I. 


Das Geſetz zur Anderung des Stempelſteuergeſetzes vom 28. Dezember 1921 (Geſetzbl. 1922 
S. 11 ff.) wird wie folgt geändert: 
In Ziffer La werden die Steuerziffern folgendermaßen erſetzt: 
300 Mark durch 2½ Millionen Mark 
60 


„ 500 000 Mark 
1000 „ „ 8 Millionen Mark 
150 „ „ 1250 000 Mark. 


iter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 30. 9. 1928). 
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f 968 : 8 
Der letzte Abſatz der Ziffer Ua findet mit der Maßgabe Anwendung, daß ftatt des Datums: 
1. Oktober 1921 zu ſetzen iſt: 1. April 1923. 
Ziffer 1 b wird geſtrichen. Tarifſtelle 39 Ziff. 1 b des Stempelſteuergeſetzes in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 wird wieder hergeſtellt. 
Ziffer 2 des Geſetzes erhält folgende Faſſung: 


Be „Die auf Grund des Tarifs zu erhebenden Stempelbeträge werden außer in den 
Er ‚> unter 3 bezeichneten Fällen, ſoweit die Höhe des im Einzelfalle zu erhebenden Stempel- 
Ree betrages nicht nach dem Wert des Gegenſtandes zu berechnen ijt, auf das Dreihundert⸗ 


tauſendfache erhöht. Im übrigen werden Zuſchläge von 100 v. H., jedoch mindeſtens 
ein Stempel von 100 000 Mark erhoben“. 


B. Artitel II. 

el In Ergänzung des Reichsſtempelgeſetzes vom 3. Juli 1923 in der Faſſung der Geſetze vom 
RE Ee 17. 6. 1916, 8. 4. 1917 und 26. 7. 1918 ergeht folgendes Geſetz: 

= 8 1. = 

Ee 8 Auf Grund des Tarifs des Reichsſtempelgeſetzes werden folgende Mindeſtſteuerſätze erhoben: 


zu Tarifſtelle 1A a (Geſellſchaftsverträge) — mindeſtens 50 Millionen Mark 

1 Ab (eſellſchaften m. b. H.) — mindeſtens 25 Millionen Mark 

14 Zuſätze zu a, b, Ziffer 3 bei Errichtung von Zweigniederlaſſungen 
mindeſtens 20 Millionen Mark 

1Ac 1 (offene Handelsgeſellſchaften uſw.) — mindeſtens 15 Millionen 
Mark. 

Iſt jedoch eine Geſellſchaft m. b. H. perſönlich haftender Ge⸗ 
ſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft — mindeſtens 25 Millionen 
Mark g 

1A 2 (Gelegenheitsgeſellſchaften) — mindeſtens 10 Millionen Mark 

1A 3 (eſellſchaften ohne Erwerbszweck uſw. — mindeſtens 5 Millionen 
Mark B 

1Ae und 5 (Mberlaffung von Rechten an dem Vermögen einer G. m. 
b. H. uſw.) — mindeſtens 10 Millionen Mark. 
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. Alle Feſtſtempel des Reichsſtempelgeſetzes einſchließlich der dort feſtgeſetzten Mindeſtſätze werden 
En. auf das Dreihunderttauſendfache erhöht. Ausgenommen find hiervon die Sätze der Tariſſtelle 6. Die 
2 Br Mindeſtſteuer für die Wertſtempel des Reichsſtempelgeſetzes beträgt im übrigen 10 000 M. 

ES Artilel III. 

Ee Das Geſetz über die Abrundung von Steuerbeträgen vom 18. 5. 1923 (Geſetzbl. 1923 S. 591) 
= wird dahin abgeändert, daß der Steuerbetrag der Abgaben zu La und b in jedem Falle auf volle 
10 000 M nach oben abgerundet wird. 


7 77 


" 77 


Artikel IV. 


BD}. 1. Der Senat wird ermächtigt, die in dieſem Geſetz vorgeſehenen Steuerſätze entſprechend der Wert⸗ 

Kr bewegung der Mark abzuändern. a 

an 2. Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. . 

2 3. Der Senat oder die von ihm beauftragte Behörde ijt ermächtigt, in allgemeinen Fällen oder in 
Einzelfällen, ſofern die Anwendung des Geſetzes Härten zeitigt, Nachlaß, Niederſchlagung und Er— 
ſtattung der durch dieſes Geſetz feſtgeſetzten Steuern anzuordnen. 


4. Der Senat wird ermächtigt, die Erhebung der 


Stempelabgaben, auf die ſich dieſes Geſetz bezieht, 
durch Barzahlung anzuordnen. * > 


Artikel V. a 
Dieſes Geſetz tritt am dritten Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 19. September 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


425 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz f 
über Erhebung von Beiträgen zur Krankenverſicherung. Vom 18. 9. 1923. 
5 8 1. b 
Im Falle eines dringenden Bedarfs kann der Kaſſenvorſtand beſchließen, die für den Monat 
Oktober 1923 fälligen Beiträge mit einem Aufſchlag von 50 v. H. zu erheben. N 
Dieſer Sonderbeitrag wird vom Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu gleichen Teilen geleiſtet. 
8 2. g 


Die Arbeitgeber haben auf Verlangen des Kaſſenvorſtandes die Beiträge für ihre Verſicherungs⸗ 
pflichtigen ſpäteſtens an dem der Lohnzahlung folgenden Tage bei der Kaſſe einzuzahlen. Den Zahlungs⸗ 
tag für die Verſicherungsberechtigten beſtimmt der Vorſtand. 

> j 8 3. 

Arbeitgeber und Verſicherungsberechtigte, die den Vorſchriften des $ 2 zuwiderhandeln, können 
vom Verſicherungsamt auf Antrag des Kaſſenvorſtandes mit einer Ordnungsſtrafe bis zu 300000 M 
beſtraft werden. Daneben können die Kaſſenvorſtände dem Beſtraften eine Zahlung bis zum Fünffachen 
der rückſtändigen Beiträge auferlegen. 8 4 f 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 18. September 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


426 Verordnung N 
wegen Erhebung der Standesamts⸗Gebühren auf gleitender Grundlage. Vom 14. 9. 1923. 

Auf Grund des Artikels III des Geſetzes über ſtandesamtliche Gebühren vom 16. Mai 1923 
(Geſetzbl. S. 615) wird angeordnet, daß die Standesamts⸗Gebühren künftig auf gleitender Grundlage zu 
erheben ſind in der Weiſe, daß der zweihundertſte Teil der Gebühren des genannten Geſetzes mit der 
gemäß 8 3 des Geſetzes über die Erhebung von öffentlichen Abgaben auf gleitender Grundlage vom 
22. Mai 1923 jeweils vom Senat bekanntgegebenen Verhältniszahl vervielfacht und die Summe auf die 
vollen Tauſend Mark nach oben abgerundet wird.— 

Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 14. September 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Schümmer. 
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487 Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung über die Gebühren der Gerichtsvollzieher. Vom 18. 9. 1923. 


Artikel I. 

Auf Grund des Artikel III Abſ. 2 des Geſetzes zur Anderung der Deutſchen Gebührenordnung 
für Gerichtsvollzieher in der für Danzig geltenden Faſſung vom 6. Juni 1923 — Geſetzbl. S. 665 — 
wird der Artikel I Ziffer 1 der Verordnung vom 25. Juli 1923 — Geſetzbl. S. 800 — dahin abgeändert, 
daß an Stelle des Wortes „Fünfzigfache“ das Wort „Zehnfache“ geſetzt wird. 


Artikel II. 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Artikel IV des Geſetzes zur Anderung der Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 
6. Juni 1923 findet entſprechende Anwendung. 


Danzig, den 18. September 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


428 Zweite Verordnung 
über Veränderung der Teuerungszuſchläge zu den Gerichtsgebühren, den Gebühren der Notare 
und den landesgeſetzlichen Gebühren der Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher. Vom 18. 9. 1923. 


Auf Grund der Ermächtigungen im Artikel IV des Geſetzes vom 27. März 1923 betreffend 
Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910 in der für Danzig geltenden 
Faſſung (Geſetzbl. S. 369), in Artikel IL des Geſetzes vom 27. März 1923 betreffend Abänderung der 
Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910 (Geſetzbl. S. 386) und in Artikel IV des Geſetzes 
vom 27. März 1923 betreffend Abänderung des Geſetzes enthaltend die preußiſchen Vorſchriften über 
die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher in der für Danzig geltenden Faſſung 
GGeſetzbl. S. 389) wird folgendes verordnet: 


- 81, 

Die in Artikel IV des Geſetzes vom 27. März 1923 betreffend Abänderung des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910 in der für Danzig geltenden Faſſung (Geſetzbl. S. 369), in 
Artikel II des Geſetzes vom 27. März 1923 betreffend Abänderung der Gebührenordnung für Notare 
vom 25. Juli 1910 (Geſetzbl. S. 386) und in Artikel IV des Geſetzes vom 27. März 1923 betreffend 
Abänderung des Geſetzes enthaltend die preußiſchen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte 
und der Gerichtsvollzieher vom 21. März 1910 in der für Danzig geltenden Faſſung (Geſetzbl. S. 380) 
vorgeſehenen Teuerungszuſchläge zu den Mindeſtgebühren werden in Abänderung der Verordnung vom 
9. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 842) von 999 900 vom Hundert auf 249 999 900 vom Hundert erhöht. 

N 8 2. 

Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Die Vorſchriften des § 137 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung (Geſetzbl. S. 392), des 8 27 
der Gebührenordnung für Notare (Geſetzbl. S. 426) und des Artikels III des Geſetzes vom 27. März 
1923 betreffend Abänderung des Geſetzes enthaltend die preußiſchen Vorſchriften über die Gebühren der 
Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher vom 21. März 1910 in der für Danzig geltenden Faſſung 
(Geſetzbl. S. 389) finden entſprechende Anwendung. 


Danzig, den 18. September 1923. i 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 
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429 Verordnung 
über die Verteilung der Gemeinlaſt bei Krankenkaſſen. Vom 15. 9. 1923. 


Auf Grund des $ 367 e des Geſetzes zur Erhaltung leiſtungsfähiger Krankenkaſſen vom 24. Auguſt 
1923 (Geſetzbl. S. 911) wird folgendes verordnet: 
8 1. 
Die Kaſſenvorſtände haben der Abrechnungsſtelle bis zum 15. des erſten Monats in jedem 
Kalendervierteljahr — erſtmalig zum 15. Januar 1924 — eine Nachweiſung nach dem anliegenden 


Muſter einzureichen. 
8 2. 


In die Nachweisung find alle im Kalendervierteljahre geleifteten Aufwendungen in der nach 
5 367 b Abſ. 2 RVO. zuläſſigen Höhe einzuſtellen. Bei Familienwochenhilfe gelten die nach § 205 a 
Abſ. 3 RVO. maßgebenden Beträge. - 


Werden dieſe Beträge im Laufe eines Kalendervierteljahres geändert, ſo ſind vom Tage des 
Inkrafttretens der Anderung ab die neuen Beträge zu berückfichtigen. 
8.5. z 
Kann der Kaſſenvorſtand für das abgelaufene Kalendervierteljahr endgültige Angaben nicht 


machen, jo find die Beträge ſorgfältig zu ſchätzen; in die Spalte „Bemerkungen“ iſt ein entſprechender 
Hinweis aufzunehmen und zu begründen. 8 


Die Unterſchiede zwiſchen der endgültigen und der geſchätzten Zahl ſind bei der folgenden 
Abrechnung auszugleichen. In der neuen Nachweiſung iſt auf die nachträgliche Ausgleichung hinzuweiſen. 
8 4. 5 
Die Abrechnungsſtelle kann Kaſſenvorſtänden, welche die Einreichung der Nachweiſung verzögern 
oder unterlaſſen, eine Geldſtrafe bis zu 1000 000 M auferlegen. ; 


7 128 85. 
Die Abrechnungsſtelle teilt den Kaſſenvorſtänden die Beträge mit, die fie auf @rund der Verteilung 
der Gemeinlaſt anderen Kaſſen zu erſtatten haben. Die Beträge find auf volle Tauſend Mark aufzurunden. 


Die den Berechnungen zugrunde gelegten Zahlen ſind anzugeben. Gegen die Verteilung iſt die 
Beſchwerde an das Landesverſicherungsamt zuläſſig; dieſes entſcheidet endgültig. 
8 6. 
Binnen 2 Wochen nach Empfang der Mitteilung muß der Kaſſenvorſtand den Betrag koſtenfrei 
an die Stelle abführen, welche die Abrechnungsſtelle dem Kaſſenvorſtande bezeichnet hat. 
87. | 


Werden die Beträge nicht rechtzeitig abgeführt, fo leitet das Oberverſicherungsamt auf Antrag 
der empfangsberechtigten Kaſſe die Zwangsbeitreibung ein. Es kann dem ſäumigen Kaſſenvorſtand eine 


Geldſtrafe bis zu 1000 000 M auferlegen. 
Danzig, den 15. September 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


Nachweiſung 


der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe inn über die bei der Verteilung der Gemeinlaſt anzurechnenden Beträge. 
— . —.. K— —— . .. . ö — uLt¼ʒx — — 

8 7 5 Wochenhilfe für Mitglieder Familienwochenhilfe en 
El mına d i | — nt 72 — m - Dar 
3 Kalender. überhaupt | „#5 (E22, Wochengeld | Stillgeld 2E | SER. Wochengeld Stillgeld Be 
| monde |E) 555 (EEE / TmRH le: 
2 des [EZS ies Bee B 8 |SElSsoslelEl S 8 

2 5 = Be PES Sol tl 2 Ss» [age © tl > 
ee ed === 3582] | 5 je |. |R| O2 (GIA 8 
april E |E | = | SE BE lee el [SEE jasslele| © (Ele 

1 KEN EN 7 E KE 13 ie 20 


Zuſammenſtellung der Beträge. 
Wochenhilfe für Mitglieder Spalte . 
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(Unterſchrift.) 


430 | Verordnung | | ; 

über Erhöhung der Schreibgebühren und Nechnungsgebühren des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 

geſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 392) ſowie 

der Schreibgebühren der Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 426). 
Vom 18. 9. 1923. 


In Abänderung der Verordnung vom 9. Auguſt 1923 und auf Grund der Ermächtigungen in 8 
s 110 Abſatz 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung und in 8 19 
der Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 426) wird folgendes beſtimmt: 
8 1. ö 
Die in S 110 Abſatz 1 des’ Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden 
Faſſung vom 27. März 1923 und in 8 19 der Gebührenordnung für Notare vom 27. März 1923 
vorgeſehenen Schreibgebühr wird auf 2500000 M für die Seite feſtgeſetzt. 
8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 18. September 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


431 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 14. 9. 1923. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 347) 
wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 277 ff.) wie folgt geändert: ! 
1. Im S 20 „Poſtanweiſungen“ erhält der Abſatz I folgende Faſſung: 
J. Geldbeträge können bis zu der in den Gebührenbeſtimmungen feſtgeſetzten Höhe 
durch Poſtanweiſung übermittelt werden. 
2. In der „Überſicht über die poſtordnungsmäßigen Gebühren“ — Anlage zur Poſtordnung 
S 1 IV — find nachſtehende Anderungen vorzunehmen: 5 
a) Unter Nr. 1 ijt in Sp. 4 ſtatt „¼“ zu ſetzen: WY. Hinter „fach“ ijt ein * zu ſetzen 
‚und in Sp. 5 an entsprechender Stelle folgende Anmerkung aufzunehmen: 
Sofern die Gebühr 10 000 M oder ein Vielfaches davon überſteigt, iſt fie 
auf eine durch 10 000 teilbare Markſumme nach unten abzurunden. 
b) Unter Nr. 23 ijt in Sp. 4 unter a in Zeile 6 ſtatt „100 M“ zu ſetzen: 1000 M. 
In den Spalten 2 und 4 iſt unter „Zuſtellgeld für Sammelüberweiſungen“ ſtatt 
„e“ zu ſetzen: e. 
Vorſtehende Anderungen treten mit ſofortiger Wirkung in Kraft. 
Danzig, den 14. September 1923. / 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förster. 


432 Verordnung N 
betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Deutſchland. Vom 15. 9. 1923. 
Auf Grund des 8 13 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 28. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 887) 


wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: f 


5 „ 
Vom 20. September 1923 an betragen die Fernſprechgebühren für die Geſprächseinheit von 
3 Minuten Dauer: i 
ag a) Im Verkehr mit Oſtdeutſchland 
5 km 


ae Be 10 Pf. Grundwert 
Ber ee 9 
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uſw., für jede angefangenen weiteren 100 km 30 Pf. Grundwert mehr. 
b) Im Verkehr mit Weſtdentſchland 


Done 1 bis % r 140 Pf. Grundwert 
EL EE Ee x 
„3 Pe 200 „ 5 

JJ Br 230 „ 7 


uſw., für jede angefangenen weiteren 100 km 30 Pf. Grundwert mehr. 

Die zu zahlende Geſprächsgebühr ergibt ſich aus der Vervielfältigung des Grundwertes für die 
Geſprächseinheit mit der jeweils geltenden, dem Wertſtande der Mark entſprechenden Verhältniszahl 
zum Goldfranken. ö i 

Die Entfernungen bis zu 25 km werden nach der Luftlinie, die übrigen Entfernungen nach 
dem Taxquadratverfahren feſtgeſetzt. 

Für dringende Geſpräche wird die dreifache Gebühr erhoben. Für dringende Preſſegeſpräche 
dagegen iſt die Gebühr die gleiche wie für nichtdringende Geſpräche von gleicher Dauer. 

Aberſchreiten die Geſpräche die Dauer von 3 Minuten, ſo wird die Gebühr für die überſchießende 
Zeit bei Entfernungen bis zu 100 Kilometer nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten, bei 
Entfernungen von mehr als 100 Kilometer nach einzelnen Minuten berechnet; in dieſem Falle wird für 
jede volle oder angefangene Minute ½ der für die erſte Geſprächseinheit feſtgeſetzten Gebühr, g. F. unter 
Abrundung auf volle Tauſend⸗Markbeträge nach oben erhoben. 

Die Verordnung betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Deutſchland vom 
27. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 702) tritt gleichzeitig außer Kraft. 
Danzig, den 15. September 1923. ser 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


433 Verordnung 
betreffend Feſtſetzung der Schlüſſelzahl für den Telegraphen: und Fernſprechverkehr. 
Vom 19. 9. 1923. 

Auf Grund des Geſetzes über Poſt⸗, Poſtſcheck und Telegraphengebühren vom 23. Auguſt 1923 
(Geſetzbl. S. 883) und des Fernſprechgebührengeſetzes vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 887) wird 
nachſtehende Verordnung erlaſſen: 

Vom 20. September 1923 an beträgt die Schlüſſelzahl für den Telegraphen- und Fernſprech⸗ 
verkehr 30 Millionen. 

Die Verordnung betreffend Feſtſetzung der Schlüſſelzahl vom 12. September 1923 (Geſetzbl. 
S. 956) tritt gleichzeitig außer Kraft. 

Ex Danzig, den 19. September 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
ö : J. V. Schulz. 
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434 Die Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland 


(außer Deutſchland und 9 
4 wom 23. September 1923 an wie folgt feſtgeſetzt: 


len) werden 
vo Briefe W . CCC 5 000 000 M 
Brief RM 5 000 000 M, 
feen ee 2500 000 M, 
2 Pn ie EN 5 3 000 000 M, 
Deuckſachen für je gg Mes 1000000 M, 
Blindenſchriftſendungen für je 500g. 500 000 M, 
Geſchäftspapiere e ie 50 gg.... a; 1000 000 M, 
M / RE N 5 000 000 M, 
A ,° ot ee, 1000000 M, 
r RE 2 000 000 M; 
die Gebühr für nicht⸗ oder unzureichend freigemachte Brie⸗ 

ſendungen beträgt das Doppelte des Fehlbetrags, 
ens EE 3 000 000 M, 
| ek ee 2 5 000 000 M, 
| die Eilzuſtellgebühr für Brieffendungen .......... 10 000 000 M, 
die Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 g.. 2000 000 M, 
ZZ ĩðâid 8 10 000 000 M, 

die beſondere Gebühr für Briefnachnahme, vom Abſender zu 
EDGE d 1000 000 M, 


die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahme .. 1500000 M, 

die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier 3 000 000 M, 

die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier 2 000 000 M. 
Danzig, den 19. September 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


Zander. 
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